
WHO Pandemievertrag: 
Öffentliche Debatte ist essenziell 
Politsprech reicht nicht. Wir wollen klare Antworten! 
Offener Brief der Wissenschaftlichen Initiative Gesundheit für 
Österreich e.V. an die EntscheidungsträgerInnen in Österreich

Wien, 25. März 2022 
Sehr geehrte Damen und Herren in den Regierungsämtern, am Verfassungsgerichtshof, 
im Bundespräsidentenamt, in den Ministerien und in den Redaktionen,

während hierzulande noch Lockdowns und Impfpflicht Diskussionsthema Nummer Eins waren, stimmte 
eine österreichische Beamtendelegation am 15.9.2021 bei der 71. Tagung des WHO-Regionalkomitees 
für Europa der Schaffung eines internationalen Pandemievertrages zu. Dieser Vertrag hätte weit-
reichende Auswirkungen auf Bevölkerung und demokratische Prozesse. Bevor er unterschrieben wird 
(wenn überhaupt), braucht es eine öffentliche Debatte darüber. 

Am 7. März 2022 richtete sich daher die Wissenschaftliche Initiative Gesundheit für Österreich e.V. 
in einem Offenen Brief an die österreichischen Entscheidungsträger:
„Die Unterzeichnung des Vertrags birgt für die Mitgliedsstaaten ein enormes Gefahrenpotenzial. 
Denn das Abkommen würde es der WHO ermöglichen, den Ländern beliebige Maßnahmen zu diktieren. 
Einzige Voraussetzung: Sie erklärt zuvor den globalen Notstand. Was als „globaler Notstand“ gilt, 
entscheidet allerdings die WHO selbst.“ 

Den vollständigen Brief finden Sie hier oder auf www.gesundheit-österreich.at/presse

Aus dem Dialogbüro der Grünen kam eine umfassende Antwort – vielen Dank dafür. 
Wir nehmen das als Bereitschaft zum Dialog wahr, den wir hier gerne weiterführen:

Dialogbüro der GRÜNEN: Ein solcher Pandemievertrag hat ein ganz zentrales Ziel: Aus den Erfahrun-
gen zu lernen, die in den letzten zwei Jahren in der Bekämpfung der Covid-Pandemie gesammelt wurden. 
Daraus sollen effiziente und zielgerichtete Maßnahmen entwickelt werden, mit denen wir für den Fall 
einer Pandemie zukünftig besser vorbereitet sind und international gut koordiniert agieren können. 

Gesundheit für Österreich: Ja, auch wir wollen aus den Erfahrungen der Pandemiejahre lernen. Die 
Erfahrung hat allerdings deutlich gezeigt, dass die meisten Pandemie-Maßnahmen mehr Schaden als 
Nutzen gebracht haben. Dazu gibt es hinlänglich Literatur und Statistiken. Die WHO hat während der 
zwei Jahre widersprüchliche Empfehlungen ausgegeben. Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, 
dass sie von den privaten Geldgebern vor sich hergetrieben wurde.  
 
GRÜNE: Ein Virus kennt bekanntlich keine Staatsgrenzen. Im schlimmsten Fall führt seine Ausbrei-
tung dazu, dass wir alle weltweit gleichermaßen von den Folgen eines Ausbruchs betroffen sind. Auch 
das ist eine Lektion, die wir aus der aktuellen Covid-Pandemie mitnehmen können. Und wir tun gut 
daran, daraus zu lernen. Wir müssen EU-weite und globale, umfassende Strategien entwickeln. Die 
rasche Erkennung, Frühwarnung und eine umgehende adäquate Reaktion müssen das Ziel sein.

GfÖ: Man kann nie weltweit gleichermaßen von einer Pandemie betroffen sein, da aufgrund von De-
mographien, lokalen Gegebenheiten, sozialen und kulturellen Eigenheiten und natürlich aufgrund 
völlig unterschiedlicher Gesundheitssysteme gänzlich unterschiedliche Voraussetzungen herrschen. 
Genau das konnte man auch deutlich in der Covid-19-Pandemie beobachten.
 
GRÜNE: Ein solcher Vertrag würde die internationale Kooperation im Pandemiefall erleichtern und 
einen entsprechenden rechtlichen Rahmen dafür definieren. Er würde außerdem das politische Engage-
ment für präventive Maßnahmen stärken und sicherstellen, dass alle Länder weltweit einen gleich-
rangigen Zugang zu Hilfsmitteln und Medikamenten bekommen.

GfÖ: Unterschiedliche Regionen brauchen unterschiedliche Hilfsmittel (manche brauchen saube-
res Wasser, manche brauchen Gesundheitspersonal, manche brauchen Medikamente, etc.). Das Wissen 
darüber, was in einer Region gebraucht wird, kann nur aus der jeweiligen Region kommen, und ganz 
bestimmt nicht von einer weltweit agierenden Organisation, die noch dazu ganz offenbar durch In-
teressen der Industrie beeinflusst wird. Und: Inwiefern würde ein Pandemievertrag „das politische 
Engagement für präventive Maßnahmen stärken“? Was sollen wir uns darunter zum Beispiel vorstellen?
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GRÜNE: Wir unterstützen daher einen internationalen Pandemievertrag, der einen intersektoralen 
Ansatz im Sinne von „One Health“ verfolgt. Dieser basiert auf dem Verständnis, dass die Gesundheit 
von Mensch, Tier und unserer Umwelt eng miteinander verknüpft sind. Denn die Pandemie hat gezeigt, 
dass wir Gesundheits-, Sozial- und Klimathemen nicht mehr getrennt voneinander, sondern ganzheit-
lich betrachten müssen. 

GfÖ: Das ist richtig und entspricht ganz unserem biopsychosozialen Ansatz in der Medizin: 
Die biopsychosoziale Medizin nimmt den Menschen als körperlich-seelisches Wesen wahr, das mit 
seinem öko-sozialen Umfeld in ständigem Austausch steht. Daraus folgt allerdings auch, dass 
Gesundheit nur möglich ist, wenn die körperliche und seelische Integrität eines Menschen  
respektiert wird, wenn er daher als Individuum gesehen und behandelt wird. 
Also genau das Gegenteil von global verordneten Maßnahmen und Behandlungsrichtlinien.  

GRÜNE: Die Zerstörung intakter Ökosysteme und der Klimawandel spielen eine entscheidende Rolle bei 
der Verbreitung neuartiger Viruserkrankungen wie Sars-CoV-2. 

GfÖ: Das ist eine kühne Behauptung. Haben sie dafür fundierte Belege?  

GRÜNE: Diese wiederum können soziale Krisen schaffen und weiter verstärken. Ohne diese ganzheit-
liche Herangehensweise riskieren wir, dass Gefahren für unsere Gesundheit und unsere Ökosysteme 
zunehmen. Gesundheitsausgaben sollten daher als Investitionen behandelt werden.

GfÖ: Dass die Zerstörung unserer Ökosysteme enden muss, daran gibt es keinen Zweifel. Dazu braucht 
es aber keinen Pandemievertrag. Wer wirklich die Gesundheit der Menschen im Blick hat, muss sich zu-
allererst dafür einsetzen, dass alle Gain of function Labore sofort geschlossen werden. Sie bergen 
enormes Gefahrenpotenzial. Denn in diesen Laboren werden Erreger künstlich ansteckender gemacht: 
einerseits um die Forschung voranzutreiben, andererseits könnten sich solche Erreger auch als Bio-
waffen eignen. Das Labor in Wuhan ist ein solches Gain of function Labor, das unter anderem mit Coro-
naviren experimentiert. Und Sars-Cov-2 steht unter dem Verdacht, aus diesem Labor entwichen zu sein. 

GRÜNE: Nachdem die Verhandlungen zu einem Pandemievertrag erst am Beginn sind, ist eine seriöse 
Einschätzung über genaue inhaltliche Details zu diesem Zeitpunkt noch nicht möglich. Uns ist be-
wusst, dass das die Tür für allerlei Spekulationen öffnet – es entspricht allerdings der aktuellen 
Informationslage. Leider müssen wir beobachten, dass in einer bereits aufgeheizten Stimmung sich 
bestimmte Kräfte diesen Umstand zu Nutze machen und versuchen, ihre Agenda mit gezielter Fehl-
information voranzutreiben. 

GfÖ: Wenn es noch keine Details gibt, wie kann sich Österreich dann überhaupt schon für diesen 
Pandemievertrag aussprechen? Und wenn Sie von „bestimmten Kräften“ sprechen, wen meinen Sie damit? 
Von welcher „Agenda“ sprechen Sie? Und welche „gezielte Fehlinformation“ meinen Sie zu erkennen? 
 
GRÜNE: Einige Punkte kann und möchte ich ganz entschieden klarstellen: Ein Pandemievertrag soll, 
kann und wird nicht die Verfassung eines Landes außer Kraft setzen. Gerüchte über die Einsetzung 
einer „Weltregierung“ sind ebenso falsch.

GFÖ: Möchten Sie dafür wirklich Ihre Hand ins Feuer legen? Nehmen wir an, der Pandemievertrag ist 
unterschrieben, die WHO entscheidet, dass alle BürgerInnen der Mitgliedsländer nur noch mit gültigem 
Impfzertifikat das Haus verlassen dürfen, und zwar unabhängig davon, ob die jeweilige Impfung über-
haupt wirkt oder sogar gefährlich ist – wie verträgt sich das mit der österreichischen Verfassung? 

GRÜNE: Ganz im Gegenteil: Bei einem solchen Vertragswerk geht es um die internationale Kooperation 
vieler souveräner Staaten, die immer zentraler und wichtiger für das Managen von Herausforderungen 
im Gesundheitsbereich wird. 

GfÖ: Das Gegenteil ist der Fall: Medizin und Gesundheitsvorsorge müssen wieder in die Verant-
wortung jedes einzelnen gegeben werden. Ein Beispiel: Hätten wir keine übergewichtigen Menschen 
in Österreich, hätte es nie Engpässe auf den Intensivstationen gegeben (80% aller Patienten dort 
waren/sind übergewichtig). Die staatlichen Institutionen sollten investieren, um die biopsycho-
soziale Gesundheit der Menschen zu verbessern und nicht in ein vom individuellen Menschen völlig 
abgetrenntes „Management“ von Gesundheit und Krankheit.

GRÜNE: Das haben wir auch in der Corona-Krise gesehen. Ohne internationale Kooperation hätten wir kei-
ne gesicherten wissenschaftlichen Erkenntnisse. Wir hätten keine sicheren und wirksamen Impfstoffe. 

GfÖ: Die haben wir ja nicht. Was uns als Covid-19-Impfung verkauft wird, ist keine: Sie schützt we-
der vor Erkrankung noch vor der Weitergabe des Virus. Und sie ist nicht sicher. Wir fragen uns, wie 
lange man noch die Augen vor der Wirklichkeit verschließen will ... Und internationale Kooperation 
war bisher in der Wissenschaft ohnehin gang und gäbe. Auch dazu braucht es keinen Pandemievertrag. 
Was Sie meinen, ist ein Verzicht der einzelnen Länder auf ihre Souveränität in Gesundheitsfragen. 
Und das halten wir nicht nur für wenig sinnvoll, sondern auch für gefährlich. 



GRÜNE: Und wir wären als kleines Land alleine gestellt in der Bekämpfung einer gefährlichen, 
weltweit grassierenden Krankheit. 

GfÖ: Wie gesagt, gibt es immer schon internationale Kooperation in der Wissenschaft. Dazu braucht 
es keinen „Pandemievertrag“. Und zum Thema „gefährliche, weltweit grassierende Krankheit“: Gerade 
hat uns COVID-19 gezeigt, dass sich die Gefährlichkeit einer Krankheit nicht so pauschal feststel-
len lässt. Das Risiko war sehr unterschiedlich verteilt, nicht nur zwischen einzelnen Bevölke-
rungsgruppen, sondern auch zwischen verschiedenen Ländern und Regionen. Die Gefährlichkeit kann 
daher nur regional und ganz bestimmt nicht global beurteilt werden. Es braucht auch hier einen 
differenzierten Blick auf die individuelle Betroffenheit der einzelnen Menschen – etwas, das eine 
globale Organisation einfach nicht leisten kann.

GRÜNE: Wie bei allen Verhandlungen zu multilateralen Verträgen üblich, wird es auch hier immer wie-
der neue Zwischeninformationen geben. Ein allfälliges Ergebnis muss dann auch erst von den natio-
nalen Parlamenten ratifiziert werden. Worauf die Verhandlungspartner sich dabei im Detail einigen, 
wird sich aber erst im Laufe der Gespräche zeigen. Auch hier ist eine Voraussage aus heutiger Sicht 
in höchstem Maß unseriös. Sobald neue Zwischenergebnisse vorliegen, werden wir darüber informie-
ren. Als Abgeordnete kommen wir selbstverständlich unserer Pflicht nach, alle Ergebnisse genau zu 
prüfen, bevor ein solcher Vertrag ratifiziert wird. 

GfÖ: Zwischeninformationen gab es bisher allerdings keine. Österreich hat der Erstellung dieses 
Vertrages zugestimmt und am 1. März tagte bereits ein Verhandlungsgremium. Inwieweit wurde die 
österreichische Bevölkerung von Regierungsseite über diese Pläne informiert?
Ja, als Abgeordnete haben Sie die Pflicht, alle Ergebnisse genau zu prüfen. Leider haben wir in 
dieser Hinsicht im Zusammenhang mit der Impfpflicht bereits schlechte Erfahrungen gemacht. Die 
Mehrheit der Abgeordneten hat Warnungen und sachliche Argumente ignoriert und für eine Impfpflicht 
gestimmt – obwohl diese „Impfstoffe“ weder vor Erkrankung noch vor Weitergabe des Virus schützen 
und sogar schwere Nebenwirkungen haben können. Sie sind Ihrer Pflicht also NICHT nachgekommen und 
haben die Ergebnisse NICHT genau geprüft. Sollen wir jetzt darauf vertrauen, dass Sie das im Fall 
des „Pandemievertrags“ besser handhaben werden?

Schlussbemerkung GfÖ:
Es ist uns unverständlich, dass man noch allen Ernstes glauben kann, die Geldgeber der WHO hätten 
die Gesundheit der Weltbevölkerung im Blick. Warum wurde mit den vielen Milliarden zum Beispiel  
so wenig für die Bereitstellung von Trinkwasser und Nahrung für alle Menschen getan? Das hätte 
wesentliche Auswirkungen auf die Gesundheit der Menschen. Stattdessen werden Impfstoffe noch in 
den letzten Winkel Afrikas geliefert, wo Corona gar keine Rolle spielt. Diese Tatsache allein zeigt 
deutlich: Es geht nicht um die Gesundheit, es geht ums Geld.
Um wieder Vertrauen in die WHO als Gesundheitsinstitution herzustellen, müssten zuerst alle priva-
ten Geldgeber entweder ausgeschlossen werden, oder sie müssten bei Androhung von Strafe auf Ein-
mischung verzichten. Auch zweckgebundene Spenden müssen verboten werden. Es braucht ein politisch 
und von der Medizinindustrie völlig unabhängiges Gremium, das die Verwendung der Mittel vor-
schlägt. Darüber sollten dann die Mitgliedsländer gleichberechtigt abstimmen. 

Unsere ursprünglichen Fragen blieben leider unbeantwortet. 
Wir stellen sie daher noch einmal:

1. Wer vertritt in dieser Angelegenheit 
	 die Interessen der österreichischen Bevölkerung?

2. Wie lässt sich dieser Vertrag mit der österreichischen Verfassung 
	 vereinbaren?

3. „Österreich tritt für die Schaffung eines Pandemievertrages ein“ 
	 (Zitat Gesundheitsministerium) – Wer genau hat das beschlossen, ohne die 
	 Bevölkerung überhaupt zu informieren, also ohne öffentlichen Diskurs? 

4. Und wer von den gewählten österreichischen Regierungsmitgliedern ist 
	 verantwortlich für die Unterzeichnung oder Nicht-Unterzeichnung dieses 
	 Vertrages? 

Wir freuen uns auf konkrete Antworten, nicht nur vom Dialogbüro der GRÜNEN, sondern auch von 
anderen EntscheidungsträgerInnen. Ziel ist eine ausführliche öffentliche Debatte im Sinne 
einer starken Demokratie.

Bitte senden Sie uns Ihre Antworten an antwort@gesundheit-oesterreich.at 

Die Wissenschaftliche Initiative Gesundheit für Österreich e.V. 
ist ein rasch wachsendes Netzwerk aus überparteilich organisierten ÄrztInnen und WissenschaftlerInnen sowie Angehörigen al-
ler Gesundheitsberufe, die die Entwicklungen in Politik und Gesellschaft schon lange mit großer Besorgnis wahrnehmen. Nicht 
nur aus medizinisch- wissenschaftlicher Sicht, sondern auch aus rein menschlicher. Gemeinsam wollen wir aufklären, aber auch 
Lösungswege aufzeigen, die uns aus der Krise und wieder zu einem gesunden Miteinander führen können. Wir sind unabhängig von 
jeglicher Parteipolitik und stehen für unabhängige, unbestechliche, evidenzbasierte Medizin. Gesundheit für Österreich e.V. 

www.gesundheit-oesterreich.at
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